
 

 

   

Parlamentssitzung 19. August 2013 Traktandum 11 

1104 Motion (SP Köniz)  

"AKW Mühleberg sofort stilllegen!" 

Abschreibung; Direktion Präsidiales und Finanzen 

Bericht des Gemeinderates 

Die Motion wurde am 19. September 2011 erheblich erklärt. Da der Gegenstand der Motion in 

der ausschliesslichen Kompetenz des Gemeinderates liegt, kommt ihr der Charakter einer 

Richtlinie zu. Die Abschreibung erfolgt nach der Behandlung des vorliegenden Berichts gemäss 

Art. 62 Abs. 2 des Geschäftsreglements des Parlaments stillschweigend (ohne formellen Par-

lamentsbeschluss).  

1. Ausgangslage 

Mit der Motion 1104 „AKW Mühleberg sofort stilllegen!“ wurde der Gemeinderat aufgefordert, 

sich bei den zuständigen kantonalen und eidgenössischen Behörden sowie bei der BKW-FMB 

Energie AG für die sofortige und dauerhafte Stilllegung des AKW Mühleberg einzusetzen. Mit 

der Erheblicherklärung der Motion gab das Parlament dem Gemeinderat eine Richtlinie vor 

(Richtlinienmotion). 

 

Der Gemeinderat hat daraufhin die detaillierten Zuständigkeiten der verschiedenen Ebenen und 

Institutionen abgeklärt und in seiner Antwort vom 29. Juni 2011 dem Parlament Bericht erstattet 

(Beilage 1). In der Antwort wird aufgeführt, dass sich der Gemeinderat bereits seit 2008 wieder-

holt kritisch und besorgt bezüglich des Zustands des AKW Mühleberg geäussert hat. Im Rah-

men der Einsprache gegen das Gesuch um Aufhebung der Befristung der Betriebsbewilligung 

vom 9. Juli 2008 wurde auf folgende Punkte hingewiesen: Mängel im Zusammenhang mit ei-

nem Ereignis Flugzeugabsturz, Unfälle (riskante Handgriffe sind möglich), Brand (bezüglich 

Ausrüstung ist vieles unklar), interne Überflutungen, Stand der Technik (36 Betriebsjahre). Der 

Gemeinderat hat in seinem Brief an das Eidgenössischen Nuklearsicherheitsinspektorat ENSI 

vom 27. Januar 2010 seine Einschätzung bezüglich Risiko eines Eintretens eines gravierenden 

Störfalles nochmals dargelegt. 

 

Als Folge der Atomkatastrophe in Fukushima hat der Gemeinderat beschlossen, den geoordne-

ten Ausstieg aus der Kernenergie zu befürworten und sich für die rasche Schliessung des AKW 

Mühleberg einzusetzen. Obwohl die Eintretenswahrscheinlichkeit eines derartigen Ereignisses 

klein ist, wären die Folgen für die Gemeinde Köniz fatal. Eine ähnliche Katastrophe wie in 

Fukushima würde das Gemeindegebiet von Köniz auf Jahrzehnte unbewohnbar machen. Trotz 

hoher Sicherheitsvorschriften hat Fukushima gezeigt, dass derartige schwere Unfälle auch in 

hochindustrialisierten Staaten jederzeit passieren können. Der Gemeinderat vertritt mit seinem 

Anliegen der Mehrheit der Könizer Bevölkerung, welche sich bereits vor der Atomkatastrophe 

von Fukushima bei der Kantonalen Volksabstimmung vom 13. Februar 2011 als eine von 10 

Gemeinden mit einer Mehrheit von 52,2 % gegen den Ersatz des AKW Mühleberg ausgespro-

chen hat. 

 

Im Folgenden werden die wichtigsten Schritte dargestellt, welche der Gemeinderat nach Erheb-

licherklärung der Motion 1104 unternommen hat.  
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2. Schreiben an das Eidgenössische Departement für Umwelt, Verkehr und Energie und 

Kommunikation und an die Bau-, Verkehrs- und Energiedirektion des Kantons Bern und 

deren Antwortschreiben 

In den Schreiben vom 14. Dezember 2011 (Beilagen 2 und 3) ersucht der Gemeinderat Frau 

Bundesrätin Leuthard sowie Frau Regierungsrätin Egger-Jenzer im Einklang mit der Motion 

1104 zum Schutz der Könizer Bevölkerung das AKW Mühleberg sofort und dauerhaft zu 

schliessen. In seinem Bestreben unterstütze der Gemeinderat die klare Haltung des Bundesrats 

und des Regierungsrats des Kantons Bern dass die Schweiz aus der Atomenergie aussteigen 

soll. Die Atomkatastrophe in Japan habe den Gemeinderat erschüttert und beschäftigt. Der 

Gemeinderat verweist u.a. auf die Nähe der Gemeinde Köniz zum AKW Mühleberg und die 

fehlenden Umsiedlungsszenarien und Evakuierungskonzepte sowie das Risiko, dass das ge-

samte Gemeindegebiet bei einem Atomunfall auf Jahrzehnte unbenutzbar und unbewohnbar 

sein könnte. 

Zugleich weist der Gemeinderat darauf hin, dass die Gemeinde Köniz mit seiner Energiestrate-

gie und verschiedenen Massnahmen die bessere Nutzung von erneuerbaren Energien, die 

Steigerung der Energieeffizient und das Energiesparen pro-aktiv unterstützt und fördert, da ein 

Atomausstieg zwingend mit massiven Stromeinsparmassnahmen und einem starken Ausbau 

der erneuerbaren Energien verbunden ist.  

 

Frau Bundesrätin Leuthard bekräftigt in ihrem Antwortschreiben (Beilage 5)den Atomausstiegs-

Entscheid und verweist auf die Kompetenz des ENSI und die Resultate von dessen Überprü-

fungen, dass für eine sofortige Stilllegung des AKW Mühleberg kein Anlass bestehe. Sollte das 

ENSI in weiteren Abklärungen zu einem anderen Schluss kommen, würde das AKW Mühleberg 

zum Schutz der Bevölkerung ausser Betrieb genommen. Der Bundesrat habe sich bewusst für 

den mittelfristigen Ausstieg aus der Kernenergie entschieden, um zu ermöglichen den Umbau 

der Energiesysteme umsichtig zu planen und das hohe Niveau der Energieversorgungssicher-

heit zu gewährleisten. Bezüglich des Notfallschutzes verweist Frau Bundesrätin Leuthard auf 

die Einsetzung einer interdepartementalen Arbeitsgruppe zur Überprüfung der Notschutzmass-

nahmen bei Extremereignissen in der Schweiz. Diese sei daran, den unmittelbaren Handlungs-

bedarf zu klären sowie mittel- und langfristige Massnahmen vorzuschlagen. Des Weiteren äus-

sert sie Verständnis für die vom Gemeinderat vorgebrachten Bedenken und fordert alle invol-

vierten Akteure auf, gemeinsam an den Lösungen für die Zukunft zu arbeiten, im Bewusstsein 

dass einschneidende Massnahmen erforderlich sind. 

 

Frau Regierungsrätin Egger-Jenzer äussert in ihrem Antwortschreiben (Beilage 6) grosses Ver-

ständnis und Sympathie für die von einer Mehrheit der Könizer Bevölkerung getragene atomkri-

tische Haltung des Gemeinderats und unterstützt das Anliegen, grundsätzlich auf Atomostrom 

zu verzichten. 

Sie weist darauf hin, dass der Regierungsrat keine unmittelbare Entscheidkompetenz zur Frage 

hat, wann das AKW Mühleberg abgeschaltet werden soll. Sie verweist auf die diesbezügliche 

Aufsichts- und Regulationskompetenz des Bundes. Als Vertreter des Mehrheitsaktionärs der 

BKW kann der Regierungsrat eine Schliessung mittels einer Statutenänderung erwirken, wobei 

hierzu eine 2/3 Mehrheit der Aktionäre erforderlich ist. Sie verweist zudem auf das zum damali-

gen Zeitpunkt noch hängige Beschwerdeverfahren zur unbefristeten Betriebsbewilligung des 

AKW Mühleberg und die Initiative „Mühleberg vom Netz“ sowie auf die Auflage des ENSI an die 

BKW Energie AG, den Sicherheitsnachweis bei einem Extrem-Erdbeben zu erbringen. Unab-

hängig davon versichert Frau Regierungsrätin Egger-Jenzer, dass sich der Regierungsrat im 

Rahmen seiner Möglichkeiten weiterhin für einen geordneten Atomausstieg einsetzen werde.  

3. Schreiben an die BKW FMB Energie AG, Sitzung vom 18. Februar 2013 und Antwort-

schreiben vom 12. April 2013 

Im Schreiben vom 14. Dezember 2011 an die BKW FMB Energie AG (Beilage 4) wiederholt der 

Gemeinderat die in den oberwähnten Briefen geäusserten Ausführungen und Bedenken des 

Gemeinderats, des Gemeindeparlaments und der Bevölkerung von Köniz. Er ersucht den Ver-

waltungsratspräsident der BKW FMB Energie AG Urs Gasche, die Ängste und die Haltung der 

Mehrheit der Bevölkerung zu Atomkraftwerken und insbesondere zum AKW Mühleberg ernst zu 
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nehmen, die Nutzung der Alternativenergien voranzutreiben und das AKW Mühleberg freiwillig 

abzuschalten. 

 

Anlässlich einer gemeinsamen Sitzung vom 18. Februar 2013 präsentierte die BKW FMB Ener-

gie AG ihre strategische Ausrichtung, welche mittels Ausbau von erneuerbaren Energien und 

Steigerung der Energieeffizienz ihre Position als führende Stromversorgerin der Schweiz halten 

und weiter ausbauen möchte. Zudem wurde von Seiten der BKW FMB Energie AG detaillierte 

Ausführungen zu den Sicherheitsaspekten und den Erkenntnissen aus Fukushima und entspre-

chenden Massnahmen dargelegt.  

 

Im Antwortschreiben vom 12. April 2013 (Beilage 7) bekräftigt die BKW ihre Konzernstrategie 

„BKW 2030“ einer langfristig nachhaltigen und erneuerbaren Energieversorgung. Sie verweist 

auf die bundesrätliche Energiestrategie 2050 und ihr Bestreben eines geordneten Rückzugs 

aus der Kernenergie. Die BKW verweist insbesondere auf die Aufrechterhaltung der Versor-

gungssicherheit und die hohen Investitionskosten für den Aufbau einer gleichwertigen Produkti-

onsalternative.  

Die BKW bekräftigt ausserdem, dass der sichere Betrieb ihrer Anlagen immer oberste Priorität 

hat und dass verschiedene Gutachten des ENSI und von internationale Experten die Sicherheit 

des AKW Mühleberg bestätigt haben. Ein sofortiges Abschalten des AKW Mühlebergs lehnt die 

BKW mit Hinweis auf die wirtschaftlichen Interessen der BKW FMB Energie AG und des Werk-

platzes Bern und den Umstand, dass die Ersatzversorgung mehrheitlich aus ausländischen 

nuklearen und fossilen Anlagen erfolgen würde, ab. 

4. Stellungnahme der Gemeinde Köniz zur Vernehmlassung zum Gegenvorschlag zur 

Ergänzung der Kantonsverfassung i.S. «Mühleberg vom Netz» 

Im Februar 2012 reichte ein Komitee die Initiative «Mühleberg vom Netz» ein. Die Initiative ver-

langt, dass der Kanton als Mehrheitsaktionär der BKW dafür sorgt, dass das Kernkraftwerk 

Mühleberg sofort ausser Betrieb genommen wird. Der Regierungsrat hat beschlossen, der Initi-

ative einen Gegenvorschlag gegenüberzustellen. Der Regierungsrat argumentiert, dass die  von 

der Initiative geforderte sofortige Abschaltung zu massiven Folgekosten für den Kanton führen 

könnte. Der Kanton kann nicht eine sofortige Abschaltung des AKW Mühleberg verfügen, son-

dern müsste sie als Mehrheitsaktionär der BKW AG erzwingen. Weil sich die vom Kanton dafür 

zu beauftragenden Verwaltungsräte mit einem solchen Entscheid nicht gewinnorientiert verhal-

ten würden, wäre der Kanton gegenüber den andern Aktionären haftbar. Die Schadenersatzfor-

derungen könnten sich im dreistelligen Millionenbereich bewegen. Des Weiteren führt der Re-

gierungsrat aus, dass er mit dem Gegenvorschlag grundsätzlich dasselbe Ziel wie die Initiative 

verfolgt: Der Kanton als Mehrheitsaktionär soll dafür sorgen, dass das AKW Mühleberg mög-

lichst rasch abgeschaltet wird. Im Unterschied zur Initiative soll der Abschaltungstermin jedoch 

in Absprache mit der BKW FMB Energie AG festgelegt werden. Der Gegenvorschlag nennt 

zudem einen klaren Endtermin: Das AKW Mühleberg darf nur noch bis spätestens Ende 2022 in 

Betrieb sein. Damit soll erstmals in der Schweiz für ein bestehendes Kernkraftwerk ein spätes-

tens möglicher Abschaltungstermin festgelegt werden. Unabhängig vom Gegenvorschlag und 

den genannten Fristen müsste das AKW Mühleberg selbstverständlich unverzüglich abgeschal-

tet werden, wenn der sichere Betrieb durch die Betreiberin bzw. die Aufsichtsbehörde nicht 

mehr gewährleistet wäre. 

 

Der Gegenvorschlag des Regierungsrats wird vom der BKW FMB Energie AG AG grundsätzlich 

begrüsst. Gemäss aktueller Planung geht auch die BKW FMB Energie AG von einem Pla-

nungshorizont bis 2022 aus. Mit der engen Koordination und Absprache mit der Betreiberin 

werden die Haftungsrisiken des Kantons weitgehend minimiert. Der Gegenvorschlag entspricht 

der heutigen Energiepolitik des Kantons und vom Bund und konkretisiert diese insofern, als 

erstmals ein spätester Abschaltungstermin für ein bestehendes Kernkraftwerk festgelegt wird. 

Schliesslich trägt die offene und flexible Ausgestaltung des Gegenvorschlags auch den aktuel-

len Unsicherheiten bezüglich der weiteren Laufzeit des AKW Mühleberg Rechnung, welche sich 

aus den Forderungen des Eidgenössischen Nuklearsicherheitsinspektorats ENSI bezüglich der 

Nachrüstung des AKW Mühleberg ergeben. 
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Weil der Gegenvorschlag einen baldigen konkreten Abstelltermin festlegt und zugleich die Be-

denken bezüglich Schadenersatzforderungen berücksichtigt, hat sich der Gemeinderat unter 

folgenden Bedingungen zustimmend zum Gegenvorschlag geäussert (Beilage 8): 

1. Der Kanton sorgt als Mehrheitsaktionär dafür, dass die Aktionäre der BKW FMB Energie 

AG an der GV 2014 die Abschaltung des AKW Mühleberg spätestens auf den 31. Dezem-

ber 2022 beschliessen.  

2. Der Kanton sorgt weiter dafür, dass die BKW FMB Energie AG bis spätestens Mitte 2014 

über den Ausbau der Sicherheitsanlagen des AKW Mühleberg gemäss den Forderungen 

des ENSI entscheidet.  

3. Sollte sich die BKW FMB Energie AG gegen den Ausbau der Sicherheitsanlagen entschei-

den hat der Kanton über seine Vertreter im Verwaltungsrat der BKW AG für die sofortige 

Stilllegung des AKW Mühleberg zu sorgen.  

5. Fazit und Ausblick 

Der Gemeinderat hat sich im Einklang mit dem Auftrag des Parlaments bei den zuständigen 

Stellen sowie bei der BKW-FMB Energie AG für die sofortige und dauerhafte Stilllegung des 

AKW Mühleberg eingesetzt. Die Aufforderungen und Bedenken der Gemeinde Köniz sind so-

wohl von den kantonalen und eidgenössischen Behörden sowie von der BKW-FMB Energie AG 

aufgenommen worden. Es besteht eine breite Übereinstimmung über den Atomausstieg und 

dass das AKW Mühleberg in absehbarer Zeit stillgelegt wird. Die verschiedenen Interessenla-

gen äussern sich in den unterschiedlichen Ausführungen hinsichtlich des Zeitplans. Alle Akteure 

haben dem Gemeinderat aber versichert, dass sie sich ihrer immensen Verantwortung bewusst 

sind, dass Sicherheit höchste Priorität hat und dass im Abwägungsfall Sicherheitsüberlegungen 

gegenüber wirtschaftlichen und finanziellen Interessen überwiegen. Der Regierungsrat und die 

BKW-FMB Energie AG sprechen sich aber gegen eine sofortige Abschaltung aus. Auch das 

ENSI sieht zum jetzigen Zeitpunkt keinen Anlass für eine sofortige Abschaltung des AKW Müh-

leberg. 

 

Der Gemeinderat wird sich auch in Zukunft weiterhin im Rahmen seiner Möglichkeiten und 

Kompetenzen für die rasche Schliessung des AKW Mühleberg einsetzen. Im Vergleich zu 2011 

besteht heute Konsens unter den wichtigsten Akteuren, dass das AKW Mühleberg ausgeschal-

tet wird. Es geht nur noch um die Frage, wann dies geschehen soll. Hierzu wird die Könizer 

Bevölkerung bald die Möglichkeit erhalten, sich im Rahmen der Volksabstimmung zur Initiative 

zur Ergänzung der Kantonsverfassung in Sachen „Mühleberg vom Netz“ und dem Gegenvor-

schlag zu äussern. 

 

 

 

Köniz, 4. Juli 2013 

 

Der Gemeinderat 

Beilagen 

1. Vorstosstext und Antwort des Gemeinderates vom 29. Juni 2011 

2. Brief des Gemeinderats an das Eidgenössische Departement für Umwelt, Verkehr, Energie 

und Kommunikation vom 14. Dezember 2011 

3. Brief des Gemeinderats an die Bau-, Verkehrs- und Energiedirektion des Kantons Bern 

vom 14. Dezember 2011 

4. Brief des Gemeinderats an die BKW FMB Energie AG vom 14. Dezember 2011 

5. Antwortbrief von Bundesrätin Doris Leuthard vom 19. Januar 2012 

6. Antwortbrief von Regierungsrätin Barbara Egger-Jenzer vom 23. Januar 2012 
7. Antwortbrief der BKW FMB Energie AG vom 12. April 2013 
8. Stellungnahme der Gemeinde Köniz zuhanden des Regierungsrats zur Vernehmlassung 

zum Gegenvorschlag zur Ergänzung der Kantonsverfassung i.S. Initiative „Mühleberg vom 
Netz“ vom 14. Mai 2013 










































